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Z U R  P E R S O N
Thilo Sarrazin, Fi-
nanzsenator von Ber-
lin, wechselt offenbar
bald seine Arbeits-
stelle. Die Hinweise
auf einen Wechsel des
streitbaren SPD-Po-
litikers in den Vor-
stand der Bundes-
bank verdichteten
sich am Donnerstag.
Eine offizielle Entscheidung dazu will
Berlins Regierender Bürgermeister
Klaus Wowereit (SPD) am 17. Februar
bekanntgeben. Sarrazin selbst sagte am
Donnerstag auf die Frage nach seiner
beruflichen Zukunft: „Wenn Sie etwas
darüber erfahren wollen, dann kommen
sie zur PK (Pressekonferenz) des Senats
am 17. Februar.“ In Berlin wird damit
gerechnet, dass Sarrazin Anfang Mai
nach Frankfurt geht. Sein Nachfolger
soll nach Informationen des „Tagesspie-
gels“ der frühere Berliner Finanzstaats-
sekretär und jetzige Chef der Bremer
Senatskanzlei, Hubert Schulte (SPD),
werden. dpa

VON MATHIAS PHILIPP

Hannover. Kaum ein Tag ist in den
vergangenen zwei Wochen ohne Warn-
streiks und Demonstrationen von Be-
schäftigten der Länder vergangen, nun
neigt sich der Tarifkonflikt möglicher-
weise dem Ende zu. Die Gewerkschaft
ver.di ist zuversichtlich, dass in der
dritten Verhandlungsrunde mit der Ta-
rifgemeinschaft deutscher Länder
(TdL) am Sonnabend und Sonntag in
Potsdam eine Einigung erzielt werden
kann. „Ich bin optimistisch, dass wir
eine Lösung bekommen“, sagte ver.di-
Tarifexperte Achim Meerkamp dieser
Zeitung. Wenn eine Einigung erreich-
bar scheine, könne man auch bis Mon-
tag verhandeln, um den Sack zuzuma-
chen. 

Die Gewerkschaften ver.di, dbb ta-
rifunion, GEW und GdP fordern für die
knapp 800 000 Angestellten der 14 ver-
handelnden Bundesländer – Hessen
und Berlin gehören der TdL nicht an –
Einkommensverbesserungen um acht
Prozent, mindestens aber 200 Euro im
Monat. Auszubildende sollen 120 Euro
mehr verdienen. Die Erhöhung soll
dann schnell auf die Landes- und Kom-
munalbeamten übertragen werden. Die
TdL, deren Verhandlungsführer der
niedersächsische Finanzminister Hart-
mut Möllring ist, hält die Forderung
für weit überzogen, hat aber für dieses
Wochenende ein Angebot angekündigt.
Meerkamp schließt gleichwohl eine Es-
kalation nicht aus. „Wir lassen uns
nicht länger vertrösten“, betont er und
verweist auf die über Erwarten große
Beteiligung der Beschäftigten an den
Aktionen. „Ich glaube, dass die De-
monstrationen der vergangenen Tage
die Finanzminister nicht unbeein-
druckt gelassen haben“, sagt das
ver.di-Vorstandsmitglied.

„Ein Muss“ ist für den 53-Jährigen
eine soziale Komponente des Abschlus-
ses, also ein Sockelbetrag, wie ihn die
Gewerkschaften vor einem Jahr für die
Beschäftigten von Bund und Kommu-
nen erreicht haben. Damals wurde eine
feste Aufstockung der Gehälter um 50
Euro vereinbart, dazu kamen prozen-
tuale Erhöhungen. Ziel der Gewerk-
schaften sei es jetzt, „die Lücke von
mittlerweile fünf Prozent zwischen den
Einkommen der Beschäftigten in Bund
und Kommunen auf der einen und der
Landesbediensteten auf der anderen
Seite zu schließen“, sagt Meerkamp –
und räumt ein, dass dies durchaus ehr-
geizig ist. „Wir sind bewegungsfähig“,
sagt er. Das deutet darauf hin, dass am
Wochenende auch über eine lange
Laufzeit des Tarifabschlusses und Ein-
malzahlungen verhandelt wird.

Erfreut sind die Gewerkschaften
über den veränderten Ton auf der Ar-
beitgeberseite. Im Jahr 2006 hatte die
TdL sich lange Zeit kaum bewegt und
erst nach 15 Wochen Streik einem Ta-
rifabschluss zugestimmt, sogar der Ab-
schied vom Flächentarif stand damals
im Raum. „Diesmal tritt die TdL wirk-
lich wie eine Tarifvertragspartei auf
und scheint an einem Ergebnis interes-
siert zu sein“, berichtet Meerkamp. 

ver.di hofft auf schnelle Tarifeinigung
Tarifexperte Meerkamp: Sockelbetrag für kleine Gehälter ist ein Muss / Dritte Runde notfalls bis Montag

Anspannung in Dresden
Gegen den Aufmarsch von Neonazis zum
64. Jahrestag der Luftangriffe auf Dres-
den wollen in diesem Jahr so viele Men-
schen wie nie zuvor demonstrieren. Zu
den Protesten am Sonnabend hat das
von Gewerkschaften, Kirchen und Par-
teien getragene Aktionsbündnis „Geh
Denken“ erstmals bundesweit aufgeru-
fen. Widerstand angekündigt hat zudem
das Antifa-Bündnis „No pasarán“, das
mit 2000 Unterstützern rechnet. Die Be-
hörden erwarten zum 64. Jahrestag der
Luftangriffe rund 4000 Rechtsextreme in
Dresden. Die Polizei will mit einem
Großaufgebot Ausschreitungen verhin-
dern. ddp

Neuer Versorgungsausgleich
Der Bundestag hat eine Reform des so-
genannten Versorgungsausgleichs un-
ter geschiedenen Eheleuten beschlos-
sen. Das Gesetz soll die Verteilung von
Renten- und Pensionsansprüchen nach
einer Ehescheidung einfacher und ge-
rechter machen. Es wurde einstimmig
verabschiedet. Wenn nach dem Bun-
destag auch noch der Bundesrat zu-
stimmt, werden künftig alle erworbe-
nen Ansprüche an einer Altersversor-
gung grundsätzlich je zur Hälfte ge-
teilt. dpa

Betreuung für Soldaten
Die Bundeswehr wird die Versorgung
traumatisierter Soldaten verbessern.
Der Bundestag fasste am Donnerstag ei-
nen entsprechenden Beschluss. Geplant
ist eine zentrale Anlaufstelle für Solda-
ten mit psychischen Problemen. Außer-
dem soll in Berlin bis Mitte des Jahres
ein Kompetenzzentrum zur Erforschung
des sogenannten posttraumatischen Be-
lastungssyndroms entstehen. Besonders
bei Auslandseinsätzen werden zahlrei-
che Soldaten durch dramatische Vorfäl-
le traumatisiert. Die Zahl der an der so-
genannten Posttraumatischen Belas-
tungsstörung erkrankten Soldaten habe
sich von 121 im Jahr 2005 auf 245 im
vergangenen Jahr verdoppelt. dpa

BA-Reserve schrumpft
Das Defizit der Bundesagentur für Ar-
beit (BA) wird in diesem Jahr im auf
zehn bis elf Milliarden Euro wachsen.
Das sagte Annelie Buntenbach, die als
Vorstandsmitglied des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes im BA-Verwal-
tungsrat sitzt, der Tageszeitung „Die
Welt“. Bisher war nur mit einem Defi-
zit von sechs Milliarden Euro geplant
worden. Nun rechnete die BA mit der
Annahme neu, dass die Wirtschaft in
diesem Jahr um 2,25 Prozent
schrumpft. „Spätestens Mitte kommen-
den Jahres werden alle Reserven der
BA aufgebraucht sein“, sagte Bunten-
bach. ddp

Ärzte riskieren Zulassung
Ärzte, die aus Enttäuschung über niedrige
Honorarabschläge Vorkasse von ihren Pa-
tienten verlangen oder die Behandlung
von Kassenpatienten verweigern, handeln
rechtswidrig. Nach einem Treffen mit den
Spitzenverbänden von Ärzten und Kran-
kenkassen wies Bundesgesundheitsminis-
terin Ulla Schmidt auf die drohenden Fol-
gen für die Ärzte hin. Das reiche von Mah-
nungen über Geldbußen bis zum Verlust
der Kassenzulassung für fünf Jahre.
Grund für den Unmut von Ärzten vor al-
lem in Süd- und Westdeutschland ist ein
neues Honorarsystem, das bisherige regio-
nale Unterschiede bei der Vergütung be-
seitigt. In Niedersachsen gebe es keine
Probleme, sagte Schmidt. kne

VON MICHAEL M. GRÜTER

Bei hoher Geschwindigkeit verwischt
schon mal das Bild. Dass das auch bei

hohem Karrieretempo geschehen kann,
zeigt der Fall des neuen Wirtschaftsmi-
nisters Karl-Theodor zu Guttenberg.
Beim CSU-Politiker, der es in gut drei
Monaten vom parlamentarischen Hinter-
bänkler ins Bundeskabinett schaffte, kam
es zu erheblichen Unschärfen und Über-
treibungen bezüglich seiner wirtschaftli-
chen Erfahrungen.

So äußerte sich beispielsweise Arbeit-
geberpräsident Dieter Hundt überzeugt,
der neue Minister werde die Interessen
der Wirtschaft und insbesondere auch des
Mittelstands, „aus dem er ja selbst
kommt“, nachhaltig vertreten. Doch der
neue Minister hat weder einen mittelstän-
dischen Betrieb – auch nicht ein Groß-
handelsunternehmen für Dämmstoffe –
geleitet noch den Börsengang der Rhön-
Kliniken mit verantwortet, wie weithin

berichtet wurde. Zu Guttenberg war von
1994 an geschäftsführender Gesellschaf-
ter der Münchener Guttenberg GmbH,
die das Familienvermögen verwaltete: ein
Miniunternehmen mit zeitweise drei Be-
schäftigten, das 2004 aufgelöst wurde.
Die Auskunftei Creditreform schätzte
den Jahresumsatz für 2000 auf 25 000
Euro, wie das ARD-Magazin „Panorama“
berichtete. Auch die Beschäftigtenzahl
der Guttenbergschen Forstverwaltung
bewege sich in dieser Größenordnung. 

Verantwortlich für das übertriebene
Bild ist zum Teil der 37-jährige Politiker
selbst, zum Teil auch die Pressestelle sei-
nes Ministeriums. Als CSU-Chef Horst
Seehofer den jungen Hoffnungsträger der
CSU vorstellte, war der wirtschaftliche
Erfahrungshintergrund des bisherigen
Außenpolitikers von großem Interesse. Zu
Guttenberg erweckte den Eindruck, er
habe am Börsengang der Rhön-Klinikum
AG mitgewirkt. 

„Ich durfte“, so hatte er wörtlich er-

klärt, „mit teilnehmen an einem Gang –
den die Familie mitbegleitet hat, und
zwar federführend mitbegleitet hat, – ei-
nes großen Konzerns, der an die Börse ge-
führt wurde und der ein MDax-Unter-
nehmen wurde. Ihnen werden die Rhön-
Kliniken etwas sagen.“ Tatsächlich war
Guttenberg zum Zeitpunkt des Börsen-

ganges gerade 18 Jahre alt. Die Leitung
der Vermögensverwaltung übernahm er
erst fünf Jahre später. Dann saß er für die
Familie auch im Aufsichtsrat der Rhön-
Kliniken.

Die Ausführungen des CSU-Politikers
waren irreführend. Richtig falsch war die
Annahme, der neue Minister habe die
Trockenbaufirma „Von Guttenberg“ in
Aschheim geleitet. Auf die falsche Fährte
war die Pressestelle des Ministeriums ge-
raten und hatte Medienvertreter an die
Firma verwiesen. 

Die Verwirrung mag der überraschen-
den Nominierung geschuldet sein, auf die
sich niemand hat vorbereiten können. Für
den 37-jährigen zu Guttenberg beginnt
jetzt der Ernst der Arbeit. Vor dem Bun-
destag legte er gestern seinen Amtseid ab
und versicherte sich mit der religiösen Ei-
desformel „So wahr mir Gott helfe“ hö-
heren Beistands. Heute wird er vor dem
Bundestag zum Konjunkturpaket spre-
chen. 

B E R L I N E R  P R O F I L E

Guttenbergs schwierige Selbstdarstellung

Seit gestern neuer Bundeswirtschaftsminis-
ter: Karl-Theodor zu Guttenberg. dpa

Jeden Tag Demonstrationen: Wie hier am Donnerstag in Hannover gingen in den vergangenen Tagen Tausende Landesdiener für mehr Ge-
halt auf die Straße. Thomas

VON STEFAN KOCH

Berlin. Niedersachsens Justizminister
Bernd Busemann hat  Kritik an den von
der Bundesregierung geplanten gesetzli-
chen Regelungen von Absprachen im
Strafprozess geäußert. Der Gesetzesent-
wurf des Bundesjustizministeriums ber-
ge „schwerwiegende Fehler und Ver-
säumnisse“, sagte der Minister gestern in
Berlin. „Da kommt etwas auf uns zu, das
das Vertrauen in die deutsche Justiz un-
tergraben könnte.“

Ebenso wie die meisten anderen Jus-
tizminister der Länder hält es auch Buse-
mann grundsätzlich für angebracht, die
sogenannten Deals zwischen Gericht,
Staatsanwaltschaft und Verteidigung
auf eine rechtliche Grundlage zu stellen.
Dafür sei der jetzige Entwurf jedoch un-
geeignet. „In dieser Form ist das die Le-
galisierung von Mauschelei“, sagte Buse-
mann der Hannoverschen Allgemeinen

Zeitung. „Für mich ist es unerträglich,
dass die Opfer einer Straftat in keiner
Weise beteiligt werden sollen, wenn Ge-
richt, Staatsanwaltschaft und Verteidi-
gung über den möglichen Strafrahmen
verhandeln.“ Die Nebenkläger hätten
dann nicht einmal das Recht, angehört
zu werden.

Für unverzichtbar hält Busemann zu-
dem ein „qualifiziertes Geständnis“. Im
Entwurf der Ministerin Brigitte Zypries
(SPD) heißt es dagegen, dass die Täter
nur „ein Geständnis ablegen sollen“. „Es
kann doch nicht sein, dass eine formale
Erklärung der Verteidigung genügt, um
eine Strafmilderung herauszuschlagen.“
Es bestehe bei dem Gesetz die Gefahr,
dass der Grundsatz der Aufklärung un-
ter den Tisch falle. Gleichwohl sei es
Zeit, schnell eine Regelung zu finden.
Schätzungen zufolge werden in zwei
Drittel aller Strafprozesse die Urteile ab-
gesprochen. 

Busemann kritisiert Deals
Justizminister will Nachbesserungen bei Prozessabsprachen

Jahrzehntelang waren die Tarife des
öffentlichen Dienstes feste Orientie-

rungsmarke für zahlreiche andere Berei-
che wie etwa die Sozialversicherungen,
die freie Wohlfahrtspflege und kirchliche
Einrichtungen. Damit ist es in immer
mehr Branchen vorbei. So sehen sich die
Vertreter der 36 000 Arbeitnehmer in den
diakonischen Einrichtungen Niedersach-
sens jetzt Arbeitgebern gegenüber, die es
keineswegs für selbstverständlich halten,
die gleiche Acht-Prozent-Forderung wie
die Tarifgemeinschaft deutscher Länder
gestellt zu bekommen.

„Behindertenbetreuung und Alten-

pflege bekommen heutzutage nicht mehr
Steuergeld nach dem Kostendeckungs-
prinzip, sondern stehen im Wettbewerb
mit privaten Konkurrenten, die zum Teil
deutlich niedrigere Gehälter zahlen“,
sagt Hans-Peter Hoppe, Vorsitzender
des Diakonischen Dienstgeberverbandes
Niedersachsen. Er schlägt einen nach
der jeweiligen wirtschaftlichen Lage der
130 Einrichtungen differenzierten Ab-
schluss vor. Die Jahressonderzahlung,
bisher je nach Entgeltstufe 60 bis 90
Prozent eines Monatsgehalts, solle zwi-
schen null und 120 Prozent schwanken
können. Wenn dann noch eine Arbeits-

zeitverlängerung von 38,5 auf 40 Stun-
den hinzukommt, wollen die Arbeitge-
ber eine Einkommenserhöhung oberhalb
der Inflationsrate zahlen.

Auf der Arbeitnehmerseite stoßen die-
se Bedingungen auf Unmut. In der Ge-
werkschaft ver.di wird überlegt, die
kirchliche Besonderheit aufzukündigen,
die Verhandlungen in einer paritätisch
besetzten Kommission ohne Streikrecht
zu führen. Dann wären Warnstreiks
möglich, die die Arbeitgeber allerdings
für widerrechtlich halten. Die nächste
Verhandlungsrunde ist für den 19. Feb-
ruar angesetzt. phi

In der Diakonie droht ein Konflikt

VON BERND KNEBEL

Berlin. In einer leidenschaftlich ge-
führten Debatte im Bundestag haben alle
anderen Fraktionen dem von der FDP
geforderten Umstieg der Krankenkassen
auf die Prinzipien der privaten Kranken-
versicherung gestern eine Absage erteilt.
„Mit uns wird es eine Abschaffung der
gesetzlichen Krankenversicherung nicht
geben“, sagte Wolfgang Zöller (CSU) für
die Unionsfraktion. 

Die SPD-Gesundheitsexpertin Elke
Ferner warf der FDP vor, sie wolle mit
der Abkehr von der solidarisch im Umla-
geverfahren finanzierten gesetzlichen
Krankenversicherung zurück „zur Ellen-
bogengesellschaft, die wir seit Bismarck
überwunden glaubten“. Bundesgesund-
heitsministerin Ulla Schmidt (SPD) be-
zeichnete den Antrag der Liberalen als
„Angriff auf das Herzstück unseres Sozi-
alstaates“. Zur Umstellung der Kranken-

versicherung auf Kapitaldeckung seien
Rückstellungen von zwei Billionen Euro
erforderlich.

Ohne Einschränkung bekannten sich
auch die Grünen zum derzeitigen Kran-
kenkassensystem, das „hohe Akzeptanz“
in der Bevölkerung genieße. Für die
Fraktion Die Linke bedankte sich Frank
Spieth ironisch für die Klarstellung der
FDP-Gesundheitspolitik im anstehenden
Bundestagswahlkampf. Kritik entzünde-
te sich auch an den zahlreichen Einzel-
vorschlägen der FDP-Fraktion, die zuvor
ihre Sprecher Heinz Lanfermann und
Daniel Bahr erläutert hatten. So würde
die geforderte Auszahlung des Arbeitge-
beranteils an den Kassenbeiträgen auf
den Lohn zu einer höheren Besteuerung
und höheren Sozialabgaben führen. Red-
ner warfen der FDP vor, nicht genau er-
klärt zu haben, wie künftig einkommens-
unabhängige Prämien für die Kranken-
versicherung ausgestaltet sein sollten.

FDP ohne Mitstreiter
Alle Fraktionen lehnen Abkehr vom Kassensystem ab

aus Berlin  zum Protektionismus in der
Wirtschaftskrise:

„Schützen die USA ihre Wall Street,
retten wir unsere  Autoindustrie.
Stützt Frankreich Renault, helfen wir
Opel.  Verdrängt wird dabei, dass sich
die Globalisierung nicht abschaffen
lässt. Protektionismus schneidet Märk-
te und Verbraucher voneinander  ab.
Wer Banken nach dieser Krise noch
schont, gibt ihnen Freibriefe  für neue
Eskapaden.“

zum Problem des Weltraumschrotts:
„Die Trümmerteile bleiben auf ihren

Umlaufbahnen. Sie werden unweiger-
lich mit anderen Raumflugkörpern zu-
sammenstoßen und weiteren Schrott
produzieren. Kommunikationssatelli-
ten ziviler Betreiber und der Militärs
einiger Großmächte werden getroffen
werden, zwischen 80 Grad nördlicher
und 80 Grad südlicher Breite, über der
gesamten bewohnten Erde. Das wird
irgendwann Fernsehen, Telefone und
die Navigationsgeräte beeinträchtigen,
die von GPS abhängen. Die von den
Supermächten entwickelten Len-
kungssysteme für den Krieg werden
getroffen.“

A N D E R E  A N S I C H T E N

Der Bundestag hat mit der Debatte
über eine neue Radikalreform im Ge-

sundheitswesen einen Vorgeschmack auf
den Wahlkampf geliefert. Es flogen zwar
nicht die Fetzen, aber mit einiger Leiden-
schaft wurden Fronten geklärt. Gesund-
heit ist schließlich ein Thema, das jeden
Bürger existenziell betrifft.

Die FDP will das System vollständig auf
Grundsätze der privaten Krankenversiche-
rung umstellen. Ihr Antrag im Bundestag
hat nun Klarheit geschaffen. Auf der Su-
che nach Verbündeten in der Zeit nach
der Bundestagswahl haben sich die Libe-
ralen allerdings eine Abfuhr von allen Sei-
ten geholt. Der wahrscheinlichste Koaliti-
onspartner, die Union, hat sofort klarge-
stellt, dass es mit ihm diesen Systemwech-
sel nicht geben werde.

Die Kanzlerpartei wäre nach ihrer
Bauchlandung im letzten Wahlkampf mit
der einheitlichen Gesundheitsprämie
auch von allen guten Geistern verlassen,
sich erneut die Finger zu verbrennen. Bei
aller Kritik am deutschen Gesundheitswe-
sen stößt das Sachleistungsprinzip der
Krankenkassen doch auf breite Zustim-
mung. Angst, Rechnungen nicht bezahlen
zu können, gibt es in diesem System nicht.

Die Union sieht allerdings mit großer
Sorge, wie die Liberalen auf ihre Kosten in
Umfragen auf nie gekannte Höhen stei-
gen. Die private Krankenversicherung mit
knapp neun Millionen Versicherten ist für
die Selbstständigen, Freiberufler und Be-
amten gedacht, die gut damit leben. Mit
ihrem Privatisierungskonzept fischt die
FDP im Teich der Union unverhohlen um
diese Wählergruppe. BERND KNEBEL

G E S U N D H E I T

Kein Systemwechsel

„Der Standhafte“

Bafög auch für Pfleger
In Zukunft sollen mehr Menschen vom
Meister-BAföG profitieren. Der Bundes-
tag verabschiedete mit den Stimmen von
Union, SPD und FDP einen Gesetzent-
wurf, wonach die Förderung ausgewei-
tet wird. Linke und Grüne enthielten
sich. Bundesbildungsministerin Annette
Schavan bezeichnete das Vorhaben als
„Meilenstein“ in der Wertschätzung der
beruflichen Bildung in Deutschland.
Linke und Grüne kritisierten die Neue-
rung als nicht ausreichend. Nach dem
Gesetzentwurf sind künftig auch Auf-
stiegsfortbildungen für Altenpfleger
und Erzieher förderfähig. Außerdem
wird nicht mehr nur die erste Fortbil-
dung bezuschusst. Wer auf eigene Kos-
ten einen solchen Lehrgang absolviert
hat, kann für einen zweiten in den Ge-
nuss des Meister-BAföGs kommen. ddp
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